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Seit 1976 ist die Verwendung von Sicherheitsgurten kraftfahr-
rechtlich verpflichtend.1 Zahlreiche Änderungen der Rechts-
normen haben bis heute komplexe Systeme an Verwendungs-
und Ausrüstungsbestimmungen und Sanktionen geschaffen.2
Eine die Verwendungspraxis stark beeinflussende Novellie-
rung fand 1984 statt,3 indem ab 1. 7. 1984 auch eine Verwal-
tungsstrafe bei Verletzung der Gurtanlegepflicht eingeführt
wurde: Die Gurtanlegequote bei Pkw stieg damals von 40%

auf 80%. Dieses Datum liegt nunmehr vier Jahrzehnte zurück
– ein guter Zeitpunkt, um die Entwicklung in Recht und Praxis
zusammenzufassen.

Große Skepsis und die Sorge um Grund- und Freiheitsrechte4
begleiteten die schrittweise Einführung der Gurtanlegepflicht,5
vor allem die am 1. 7. 1984 in Kraft getretene und einstimmig
beschlossene verwaltungsstrafrechtliche Sanktionierung der
Missachtung derselben.6 Durch die Einführung einer Strafbe-
stimmung wurde die Verpflichtung zum Angurten vielen erst
richtig bewusst. Bis dahin bestand die einzige Sanktion der Un-
terlassung darin, dass sich ein Verletzter die Nichtbenützung als
Mitverschulden (§ 1304 ABGB) beim Schmerzengeld anrechnen
lassen musste (Obliegenheitsverletzung).7 Die Normierung einer
Gurtanlegepflicht und die Bestrafung der Nichtverwendung ver-
folgen mehrere Zwecke, nämlich den Selbstschutz des Lenkers,
der beförderten Personen und den Schutz Dritter (va durch
nicht angegurtete Personen auf der Rückbank) sowie auch die
Verringerung der Unfallkosten im Interesse der Allgemeinheit
und damit auch eine Generalprävention.8 Und die Hoffnungen
haben sich erfüllt: Bereits im ersten Geltungsjahr dieser Bestim-
mung konnten 200 Menschenleben gerettet und rund 6.000 Per-
sonen vor einem Personenschaden bewahrt werden.9

Eindrucksvolle Bilanz im ersten Geltungsjahr der
Gurtpflicht-Sanktionen: Gurte konnten bei Ver-
kehrsunfällen 200 Tote und 6.000 Verletzte verhin-
dern!

Der Reigen an Änderungen der einschlägigen Bestimmungen
war damit jedoch noch lange nicht beendet. Dies und die Ent-
wicklung der realen Gurtanlegequoten werden im Folgenden
analysiert.

Insgesamt ist zwischen folgenden Typen von Bestimmungen in
Zusammenhang mit der Gurtanlegepflicht zu unterscheiden:
▶ Ausrüstungsbestimmungen: Diese sehen die verpflichtende

Ausrüstung von bestimmten Fahrzeugen mit Sicherheitsgur-
ten vor (§ 4 Abs 5 KFG;10 § 2 Abs 3 FSG-DV11).

▶ Verwendungsbestimmungen: Diese begründen die Anlege-
pflicht durch Determinierung des betroffenen Personenkrei-
ses bei Benutzung bestimmter Kraftfahrzeuge (§ 106 Abs 2, 4
und 9 KFG).

▶ Technische Bestimmungen: Dabei handelt es sich um zu-
meist auf Verordnungsebene aufzufindende, teilweise bauart-
spezifische technische Details der Beschaffenheit, der Anbrin-
gung und des Einbaus von Sicherheitsgurten sowie sonstiger
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technischer Parameter (§ 1c KDV12 mit zahlreichen Verwei-
sen auf einschlägige EU-RL sowie ECE- und UN-Regelun-
gen).

▶ Straf- bzw Sanktionsbestimmungen: Sie legen Folgen von
Missachtung und Beachtung der Ausrüstungs- und Verwen-
dungsbestimmungen fest (§ 13413 und § 106 Abs 2 Satz 2 und
3 KFG; § 37 Abs 1 FSG; Anl 6 PBStV;14 § 7 VOEG15).

▶ Übergangsbestimmungen: Regeln, die mit Blick auf die Be-
dürfnisse der Verkehrssicherheit einerseits und auf wirt-
schaftliche Überlegungen sowie technische Machbarkeit an-
dererseits regulieren, wie die Ausrüstungs- und Verwen-
dungsbestimmungen schrittweise in Kraft gesetzt werden
(va § 135 KFG und § 70 KDV).

In den zwei „Brückenjahren“ 1983 und 1984 zeigt der Übergang
zur Strafbarkeit gravierende Auswirkungen auf die tatsächliche
Verwendung von Sicherheitsgurten:16
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Statistische Daten und wissenschaftliche Erkenntnisse verdeutli-
chen die wichtige Rolle der Gurtanlegepflicht.

Das Risiko für einen bei einem Verkehrsunfall mit
Personenschaden verunglückten Pkw-Insassen, ge-
tötet zu werden, ist ohne Gurt zehnmal höher als
mit Gurt.

Die bei einem Unfall wirkenden Kräfte können das Vielfache
des Körpergewichts erreichen; so entwickelt ein nicht ange-

schnallter Erwachsener auf der Rückbank bei einem Aufprall
mit Tempo 50 eine Kraft, die etwa drei Tonnen gleichkommt.
Kräfte und Folgen eines Crashs bei höheren Geschwindigkeiten
sind entsprechend extremer. Angesichts dieser Realität sind fol-
gende Verkehrssicherheitsaspekte der Gurtanlegepflicht her-
vorzuheben:
▶ Verringerung von Todesfällen und schweren Verletzungen

sowie Reduktion der Verletzungsschwere bei Kfz-Insassen
während eines Unfalls: Das Risiko für einen bei einem Ver-
kehrsunfall mit Personenschaden verunglückten Pkw-Insas-
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sen, getötet zu werden, ist ohne Gurt zehnmal höher als mit
Gurt.19 Jeder dritte getötete und jeder neunte schwer verletzte
Pkw-Insasse trägt keinen Sicherheitsgurt.20 Im Übrigen schüt-
zen auch Airbags nur in Kombination mit dem Gurt. Bereits
bei geringen Geschwindigkeiten kommt es zu wesentlich häu-
figeren Verletzungen im Nacken-, Brust-, Kopf- und Kniebe-
reich.

▶ Nicht angeschnallte Mitfahrer auf der Rückbank gefährden
nicht nur das eigene Leben, sondern auch das von Lenker und
Beifahrer.

▶ Eine 100%ige Gurtanlegequote könnte laut Berechnungen
des KFV aus dem Jahr 2021 jährlich etwa 55 getötete und
195 schwer verletzte Pkw-Insassen verhindern.21 Weiters
könnten durch das Tragen von Sicherheitsgurten jährlich
volkswirtschaftliche Unfallfolgekosten von rund 425 Mio
Euro für Kfz-Insassen (davon 343 Mio nur für Pkw-Insassen)
eingespart werden.22

Erwähnenswert ist noch die Feststellung, dass der Lenker eine
große Vorbildfunktion ausübt: Ist der Lenker gesichert, sind
98% der Mitfahrer im Pkw ebenfalls gesichert.23

Insgesamt fast ein halbes Jahrhundert Diskussion und Umset-
zung der Gurtanlegepflicht haben dessen rechtliche Bestands-
kraft sowie praktische Eignung zur Reduzierung menschli-
chen Leids und volkswirtschaftlicher Kosten bestätigt.

Die Anhaltung des Lenkers durch ein Organ der
Straßenaufsicht ist die letzte rechtliche Hürde, der
Übertretung der Gurtanlegepflicht erfolgreich ent-
gegenwirken zu können.

Offen geblieben ist allerdings noch, die „Sonderbehandlung“ die-
ser Regelung im Rahmen von Verkehrskontrollen zu beseitigen,
namentlich die Anhaltung des Lenkers als verfahrensrechtli-
che24 Voraussetzung zur Ahndung des Delikts (§ 134 Abs 3d
KFG) abzuschaffen.25

Kontaktadresse: KFV, Schleiergasse 18, 1100 Wien.
E-Mail: armin.kaltenegger@kfv.at, Internet: www.kfv.at
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